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Als uns vor nunmehr 17 Jahren (vor der damals verpflichtenden Volksabstimmung) von „unseren“ Politikern eingetrichtert wurde, daß wir keine andere Wahl hätten, als der EU beizutreten, hat ihren aufgesetzten Lügen noch eine 2/3-Mehrheit der ÖsterreicherInnen geglaubt. Damals hieß es von Seiten Franz Vranitzkys (ehem. Bundeskanzler) u.a.: „Wir treten ohne Wenn und Aber bei“, und Alois Mock (damaliger Außenminister) konnte es gar nicht schnell genug gehen, daß die Briefmarke am Beitrittsansuchen nach Brüssel endlich trocknet, und die damalige EU-Staatssekretärin Brigitte Ederer (jetzt Siemens-Österreich-Chefin und Ehefrau des obersten EU-Einpeitschers der SPÖ, Hannes Swoboda) hat uns den berühmten „Gitti-Tausender“-Bären aufgebunden (wir hätten angeblich nach dem EU-Anschluß jeder monatlich 1000,- ATS mehr in der Tasche...). Die Realität hat uns schon sehr bald mit dem absoluten Gegenteil der damaligen EU-Lügenbarone belehrt. Heute wissen viele einfache Menschen nicht mehr, wie sie ihre monatlichen Fixkosten begleichen sollen. Die ÖVP-gesteuerte Agrarlobby („Bauernbund“) hat den Bauern damals eingetrichtert, wenn wir nicht jetzt (1994) beitreten, hätten ihre Produkte keine Chancen am Weltmarkt. Heute sperren - „dank“ der ungleichen EU-Subventionen und des gnadenlosen Verdrängungswettbewerbs - täglich doppelt so viele Klein- und Mittelbauern zu als noch vor 15 Jahren. Und schließlich hat uns der damalige Verkehrsminister Viktor Klima (vor der Volksabstimmung) eingebleut, daß mit dem 1994 beschlossenen österr. Tiertransportgesetz-Straße die internationalen Tiertransporte der Vergangenheit angehören würden. 1995 - zeitgleich mit dem Anschluß an die EU - haben sie erst so richtig begonnen, das Gesetz wurde de facto nie wirklich exekutiert. Jetzt ist der Ex-SPÖ-Kanzler Klima VW-Chef von Südamerika!
Wenn man zu gewissen Dingen ein klares NEIN sagt, dann heißt das auf der anderen Seite meistens, zu entgegengesetzten Dingen JA zu sagen: So sagen z. B. EU-Kritiker ja zur Selbstbestimmung, zu kleinen, überschaubaren Strukturen, zu umweltfreundlicherer Energie, zu gentechnikfreier, rückstandsfreier und gesunder Nahrung, ja zur Demokratie, zur Neutralität usw. Und gegen Tierfabriken, Tierquälerei und internationale Tiertransporte zu sein, bedeutet ein JA zu kleinstrukturierter, biologischer Landwirtschaft, zu artgemäßer Tierhaltung, zu Nahrung und Kleidung ohne Tierleid, zu Kosmetika und Arzneimittel ohne Tierversuche, also letztlich ja zu sagen zum Leben und zum Über-Leben auf diesem Planeten.
Gegen die Strukturen der von Konzernen und teilweise sogar Verbrechersyndikaten (z.B. organisierter Subventionsbetrug) diktierten EU zu sein, bedeutet ja noch lange nicht, daß man nicht auf europäischer Ebene mit vielen anderen Tierschutzorganisationen zusammenarbeiten kann. Das tut z.B. ANIMAL SPIRIT immer wieder bei internationalen Kampagnen gegen Langzeit-Tiertransporte („8hours-Kampagne“), Lege- und Masthühnerfabriken und andere tierquälerische Nutztierpraktiken im Rahmen des „European Network for Farm Animal Protection“ (ENFAP). Die Schweiz ist das beste Beispiel für eigenständige, teilweise vorbildliche Gesetzgebung, wo wirklich noch eine direkte Demokratie möglich ist.
 

Was hat die EU bislang für den Tierschutz gebracht?

Seit über 26 Jahren werden auf EU-Ebene Bestimmungen erlassen, die unter dem Begriff „Tierschutz“ eingeordnet werden. Diese dienten bislang jedoch lediglich dem einen Zweck, in ganz Europa möglichst gleiche Wettbewerbsbedingungen zu schaffen und den freien Handel mit Tieren und tierischen Produkten sicherzustellen. Denn die EU ist in ihrer Struktur eine reine Wirtschaftsorganisation. Deshalb beziehen sich die meisten „Tierschutz“-Regelungen auch auf die landwirtschaftliche Tierhaltung oder Tiertransporte: Lebende Tiere werden dort wie Kartoffeln als „Agrarprodukte“ definiert – und bekanntlich auch so behandelt. Daher geht es in den EU-Richtlinien, die lediglich Mindestanforderungen vorschreiben, auch nicht um Tiere, sondern es geht v.a. darum, wie man den Züchtern und Händlern das Geschäft mit Tieren vereinfachen kann. Um „Tierschutz“ geht es lediglich insofern, als man - zur Verhinderung von Wettbewerbsverzerrungen innerhalb der EU - erreichen will, daß durch noch mehr Tierquälerei in einem Land – auf Kosten der Tiere - noch billiger produziert werden kann. Von wirklich tiergerechten Bedingungen sind diese Richtlinien meilenweit entfernt.

Als Tierschutz-Erfolge der EU werden z.B. folgende Ereignisse gefeiert: 

1. Seit dem Amsterdamer Vertrag vom Juni 1997 (in Kraft getreten Mai 99) werden Tiere offiziell als „fühlende Mitgeschöpfe“ bezeichnet und das „Wohlergehen der Tiere muß in Landwirtschaft und Verkehr in vollem Umfang berücksichtigt werden“. Jedoch wurde dies noch immer nicht in den Zielen des EG-Vertrages festgeschrieben - und schon gar nicht im neuen „Reform“-Vertrag von Lissabon. Sogleich wurde nämlich eingeschränkt, daß die „Gepflogenheiten der Mitgliedsstaaten insbesondere in Bezug auf religiöse Riten, kulturelle Traditionen und das regionale Erbe“ zu berücksichtigen seien. Die größten und sinnlosesten Tierquälereien fallen damit gleich wieder durch den Rost: Spanische Stierkämpfe und fiestas (Stiere durch enge Gassen getrieben, Ziegen von italienischen Kirchtürmen gestürzt, Hahnenkämpfe in Süd-Frankreich, das anachronistische Vogelfangen im oberösterreichischen Salzkammergut oder das betäubungslose Schächten der Juden und Moslems vor unserer Haustür, usw.). Was hat sich also seit Amsterdam nun in der Realität für die Tiere verändert oder verbessert? Leider gar nichts, denn in der Praxis ist meist das Gegenteil der Fall.

2. Ab 2012, so hat es die EU bereits 1999 beschlossen, ist die konventionelle Hühner-Käfighaltung (durch die Legehennen-Richtlinie „Mindestanforderungen zum Schutz der Legehennen“) verboten. Allerdings ist auch hierin ein genereller Ausstieg aus der als extrem tierquälerisch bekannten Käfighaltung von Hühnern nicht vorgesehen. Lediglich die Käfighaltung in der derzeitigen Form – nicht jedoch der sog. „ausgestalteten“ Käfige - soll ab dem 1.1.2012 verboten sein. Doch auch dieses Datum wird bei einem Dutzend EU-Staaten (Polen, Frankreich, Italien, Spanien, Portugal, Belgien, Ungarn, Griechenland, Bulgarien, Zypern, Rumänien und Lettland) ungestraft verstreichen, da sie sich einfach nicht an die Richtlinie halten und tlw. um eine Verlängerung der bereits zwölf Jahre laufenden Übergangsfrist ersucht haben. Die EU-Kommission hat dieses Ansinnen zwar vorläufig abgelehnt, aber EU-Kommissar Dalli möchte, da nicht ab Januar 2012 sämtliche in Legebatterien erzeugten Eier vernichtet werden könnten, die Verarbeitung von Eiern aus konventionellen Käfigen im jeweiligen EU-Mitgliedstaat weiterhin zulassen. Das bedeutet, daß diese  Eier, da offiziell nicht mehr handelbar, in der Verarbeitung, spricht in „Convenience-Produkten“, landen. Verarbeitet muß die Haltungsart für die Zutat Ei nämlich nicht mehr deklariert werden und kann demzufolge auch in andere EU-Staaten eingeführt werden. Illegale Eier in Fertigprodukten werden damit auch auf unseren Tischen landen.

Und zu einem generellen Verbot aller Käfige konnten sich die Mitgliedstaaten schon gar  nicht durchringen. Danach müssen den „Eiermaschinen“ statt der bisherigen 450 cm2 ganze 600 cm2 verfügbare Fläche in einem sog. „ausgestalteten“ Käfig zugestanden werden. Wieviel sind 600 cm2? Immer noch weniger als eine DIN A4-Seite... Nicht einmal die Forderungen des EU-Veterinärausschusses wurden damit erfüllt, wonach Grundbedürfnisse wie Flügel strecken oder schlagen, Gefieder putzen usw. befriedigt werden müßten. Als Grundfläche hätten die Veterinäre wenigstens 1000 cm2 veranschlagt, sowie Einrichtungen, die vernünftigerweise nur in einer Boden- oder wenigstens Volierenhaltung zu verwirklichen sind. Außerdem haben mittlerweile genügend Beobachtungen aus der Praxis diese „ausgestalteten“ (oder „möblierten“) Käfige als völlig untauglich und tierschutzwidrig entlarvt. Und in Deutschland dürfen diese neuen Hühner-Gefängnisse irreführenderweise auch noch als „Klein-Voliere“ bezeichnet werden! Eine Haltung in Käfigen widerspricht generell den Bedürfnissen der Legehennen und führt zu schweren Verletzungen und Verhaltensanomalien wie z.B. Kannibalismus. 

3. Die EU-Vermarktungs-VO für Hühnereier hat zwar eine generelle Kennzeichnungspflicht aller Eier gebracht, also auch derer aus Käfighaltung, aber kaum ein Konsument weiß auch was die Ziffern 0 (=Bio), 1 (=Freiland), 2 (=Bodenhaltung) und 3 (=Käfig) bedeuten, weil eine bildliche Darstellung oder Erklärung fehlt. Zudem: Die Richtlinien für Freiland- und Boden-Haltung wurden massiv aufgeweicht, mit Ställen von 50.000 „Freilandhennen“ und mehr in D und NL, wobei wohl bis zu 99% der Tiere – durch die Entfernung des Auslaufs und die kleinen Öffnungen - gar nicht erfahren, daß da überhaupt ein Auslauf existiert. Dafür kommt dann der „freie Markt“ für diese angeblichen Freilandeier – sie kommen ja auch aus derartigen Monsterbetrieben nach Österreich. Untersuchungen zeigen aber klar, daß sich Hühner niemals weiter als hundert Meter von ihrem Stall entfernen. Alle darüber hinaus liegenden Flächen sind also nutzlos. Somit verfügt das einzelne Huhn de facto über weniger als ein Quadratmeter Auslauffläche. Nachdem sich die Tiere vorwiegend in Stallnähe aufhalten, fällt dort auch der Großteil ihres Kotes an. Bei einer derartigen Verdichtung des Tierbesatzes bleiben weder Boden noch Grundwasser von enormen Nitrat-Einträgen verschont.
4. Schweinehaltung:
Die gute Nachricht: Das zeitweise Aus für die grausamen Kastenstände für trächtige Sauen, die gerade so groß sind wie die Tiere selbst. Somit müssen Mutterschweine zumindest für 12 ½ Wochen ihrer Schwangerschaft in Gruppen gehalten werden.

Die schlechten Nachrichten: Diese Richtlinie tritt erst ab 1. Jänner 2.013 in Kraft. Und zudem gilt das Verbot erst für Sauen ab der 5. Trächtigkeitswoche und auch nicht im Abferkelstand nach der Geburt. Nicht einmal unsere Kompromiß-Forderung, während der ersten 4 Wochen der Schwangerschaft wenigstens Stände vorzuschreiben, wo zumindest ein Umdrehen möglich wäre, wurde von den EU-Landwirtschaftsministern, darunter auch Österreich, erfüllt. Die aktuelle Kastenstand-Diskussion in Österreich zeigt zudem deutlich, daß „unser“ Minister Berlakovich nichts weiter als ein Erfüllungsgehilfe der internationalen Agrarindustrie ist und keinen Millimeter von den tierquälerischen EU-Vorgaben abweichen will – zulasten nicht nur der Tiere sondern auch der heimischen Bauern, die seit mehr als einem Jahr in Rechtsunsicherheit leben müssen.
5. Tiertransporte:
Auch hier wurde bei der EU-Verordnung 2007 kein wirklicher Fortschritt in der nach wie vor unerträglichen Situation bei den internationalen Lebendtransporten beschlossen. So wurden z.B. weder dringend notwendige Transportzeitbeschränkungen, noch eine Verringerung der Ladedichten beschlossen: Rinder, Schafe und Ziegen, inklusive Jungtiere, dürfen bis zu 29 Stunden am Stück transportiert werden, Pferde und Schweine 24 Stunden. Nach entsprechenden Pausen dürfen sie theoretisch (und meist auch in der Praxis) unendlich lang weitertransportiert werden. So wurden Pferdetransporte von Weißrußland nach Sardinien über 5 Tage beobachtet und begleitet, Schafe von Spanien nach Griechenland über 4 Tage und Bullen von Deutschland in den Libanon mit bis zu 8 Tagen (!) Dauer. Und das sind nur Durchschnittszeiten. Überladungen gab es bei allen Tierarten mit bis zur doppelten Anzahl der erlaubten Ladedichte! Offizielle Kontrollen existieren EU-weit so gut wie nicht, genauso wenig wie ausreichende Labestationen zum Abladen und Versorgen. Strafen – wenn denn überhaupt einmal verhängt bzw. exekutiert – werden meist aus der „Portokasse“ bezahlt...
Wie kann es zu solch absurden, tier- UND menschenfeindlichen Beschlüssen und Vorhaben kommen? Laut Zeitungsmeldungen sitzen angeblich im „Vorzimmer“ der EU-Parlamentarier in Brüssel und Straßburg mindestens 15.000 (!) Lobbyisten verschiedenster Konzerne, die nichts anderes zu tun haben, als mit diversen Geschenken und Einladungen die Abgeordneten „gefügig“ in ihrem Sinne zu machen. Was kann man da noch vom Tierschutz entgegenhalten, angesichts des skandalösen EuGH-Entscheids vom Mai 1999, der uns unser vorbildliches Tiertransportgesetz quasi „overruled“ hat? So wurde unser damaliges gutes Gesetz, das Tiertransportgesetz-Straße, vom EuGH de facto aufgehoben, da es dem obersten EU-Prinzip des freien „Waren“-Verkehrs widersprach. Die Folge: Die (zu 2/3 illegalen oder zumindest zu beanstandenden) Tiertransporter fahren tagtäglich – v.a. auch seit Inkrafttreten von Schengen – noch viel unkontrollierter durch unser Land und können nun nicht einmal von Tierschützern aufgehalten werden, weil sie nirgends mehr stehen bleiben müssen. Dazu kommt die Aufhebung des LKW-Transitvertrages durch die EU.

Selbst wenn die verantwortlichen Kommissare in Brüssel Millionen Unterschriften gegen die Lebendtiertransporte, Kosmetika mit Tierversuche und noch so viele grausame Bilddokumentationen vorgesetzt bekommen, ändert das nichts an der brutalen, zynischen Realität, mit der dort letztlich über Tiere (und natürlich auch andere lebenswichtige Bereiche) am grünen Tisch als reine Waren-Objekte entschieden wird. Denn die Kommission ist in keinster Weise demokratisch legitimiert und braucht sich daher auch so gut wie keiner direkten Verantwortung zu stellen. Auch wenn vor einigen Jahren fast die gesamte Kommission entlassen wurde (wegen des bis heute unaufgeklärten „Verschwindens“ von 56 Milliarden (!) ATS), ändert das nichts am System der gnadenlosen Ausbeutung der Tierwelt (und Umwelt) um des Profits willen. Die Gesichter ändern sich von Zeit zu Zeit, das System bleibt immer dasselbe...
Geht es dem Schweizervolk, welches als letztes Land Europas noch eine wirkliche direkte Demokratie haben (dort kann über alles Mögliche das Volk selber abstimmen, was für die Regierung dann auch bindend ist), wirklich so viel schlechter, nur weil sie nicht bei der EU sind? Das Gegenteil ist der Fall, wenn man sich von den Fakten überzeugt. Und die Schweiz hat uns schon vor 30 Jahren gezeigt, wie man als äußerst föderalistischer Staat ein bis heute vorbildliches bundesweites Tierschutzgesetz beschließen kann – va. dank der direkten Demokratie. So wurde unsere bis Anfang 2002 harte und stabile Währung von beinahe den gleichen Ländern hinuntergezogen, mit denen auch in Tierschutzbelangen bestenfalls der kleinste gemeinsame Nenner möglich ist: Frankreich, Italien, Spanien, Griechenland, Portugal...

Waren die Folgen des EU-Beitritts für die Bürger schon schlimm genug – Demokratieverlust, Sozialabbau, schrittweise Aufgabe der Neutralität, Verlust des harten Schillings „zugunsten“ der mehr als maroden Kunstwährung EURO, vergrößertes Außenhandelsdefizit, Transitwelle, „grenzenlose“ Kriminalität bzw. organisiertes Verbrechen, Entmündigung der eigenen Gesetzgebung – so bedeuteten sie für die Tiere schlichtweg eine Katastrophe. Einige Beispiele:

· Tiertransporte: Die Milliardensubventionen, welche die unnötigen, qualvollen Tiertransporte quer durch Europa bis nach Afrika erst ermöglichen (nach der Abschaffung der Subventionen für „Schlachttiere“ werden nun kurzerhand viele Tiere als „Zuchttiere“ deklariert).

· Ungebremster Transit: Während vor dem EU-Beitritt der Transit von Klauentieren auf Österreichs Straßen (Seuchengefahr) generell verboten war und die Grenzen durchgehend mit Grenztierärzten versehen waren, rollen seit dem 1.1.1995 sämtliche internationalen Lebendtiertransporter ungehindert und meist unkontrolliert durch unser Land. Folgen u.a.: die rasante Ausbreitung der Seuchen MKS, aber auch von Schweinepest und Vogelgrippe.

· Aufhebung der Bestandsobergrenzen für Massentierhaltungen in Österreich gleichzeitig mit dem EU-Beitritt.
· Die Förderungen für neue Monster-Tierfabriken in Österreich und anderen EU-Ländern durch unsere Steuergelder, die wir als Nettozahler zwangsfinanzieren müssen.
· Fallen von Umwelt- und Tierschutzstandards: Unsere Gesetzgebung wird bereits zu ca. 85% von Brüssel diktiert, sodaß wir zusehen müssen, wie sinnvolle Gesetze wie z.B. das UVP-Gesetz (2000) so verwässert werden, daß jetzt neue Massentierhaltungsbetriebe noch wesentlich leichter ohne UVP und ohne Anrainer/Bürgerinitiativen-Beteiligung durchgehen.
Und das vorbildliche österr. Tiertransportgesetz-Straße wurde bereits im Mai 1999 per EuGH-Entscheid de facto aufgehoben: unser gutes Tiertransport-Gesetz widersprach dem obersten EU-Prinzip des freien „Waren“-Verkehrs und wurde vom EuGH „overruled“.
· Ungehinderte Importe von lebenden Schlachttieren (v.a. Schweine aus Holland, Belgien, Deutschland), um dann als „österreichisches Qualitätsfleisch“ in unseren Supermarktregalen zu landen. 
· Verdoppeltes „Bauernsterben“: „Dank“ der Auflagen der WTO und deren aggressiven Weltmarktorientierung ist auch in der EU bzw. in Österreich keinerlei wirksamer Außenschutz mehr möglich. Es zählt nur immer größere Produktionssteigerung und Profitmaximierung. Die Folge ist ein weiterer massiver Verlust von landwirtschaftlichen Arbeitsplätzen und noch mehr Konzentrierung der Tierbestände. So hat sich das tägliche Bauernsterben seit dem EU-Anschluß Österreichs in etwa verdoppelt!
· Die EU führt Krieg gegen die Bauern. „Die Agrarpolitik der EU ist auf Industrialisierung ausgerichtet, mit all ihren verheerenden Folgen: Massentierhaltung mit Einsatz von erlaubten Antibiotika und verbotenen Hormonen, Überschußproduktion mit Hilfe giftiger Spritzmittel und schädlicher Treibdünger auf den Feldern, Anwendung gentechnischer Methoden zur Ertragssteigerung, Subventionsdschungel. Kleine Bauern, vor allem in Süd- und Osteuropa oder in den Berggebieten, können da nicht mithalten und gehen zugrunde: Tod der Bauern." (Wolfgang Hingst 1992 in „10 Thesen gegen Großeuropa“, heute leider noch aktueller als damals).
· Ungehinderter Import von Tierqual-Produkten: Produkte, deren Herstellung in Österreich dank des jahrelangen Protests von Tierschützern verboten wurden (wie z.B. die Haltung von Pelztieren, Stopfgänseleber oder Lebendrupf-Daunen und seit 2009 die Käfigeier), können durch den unbegrenzten Warenverkehr in der EU ungehindert importiert werden.

· Subvention anderer Tierquälereien: Durch die jährlichen Zahlungen an Brüssel subventionieren österreichische Steuerzahler verschiedenste Tierquälereien auch in anderen EU-Ländern mit, wie z.B. die Zucht von Bullen für die anachronistischen und blutrünstigen spanischen Stierkämpfe – dadurch ist die Zahl der Stierkämpfe regelrecht explodiert!

· Dem Subventionsbetrug ist Tür und Tor geöffnet, wie jährlich verschwundene Milliarden-Summen bestätigen: In Italien wurden z.B. einohrige (lebende) Rinder gesichtet, um 2x die begehrte Schlachtprämie kassieren zu können. Tiere werden in ein Land exportiert, Subventionen kassiert und wieder importiert – das Spiel kann sich wiederholen...

· Zig Millionen von neuen Tierversuchen verordnete die EU-Kommission, um sog. „Alt-Chemikalien“, die tlw. bereits seit Jahrzehnten im Handel sind, an Labortieren in grausamen Toxizitätstests neu zu „bewerten“. Die EU-Chemikalien-Verordnung REACH sieht nämlich vor, daß Tausende Chemikalien auf ihre Giftigkeit überprüft werden sollen. Schätzungen gehen von bis zu 54 Millionen Tieren aus, die in den nächsten Jahren für REACH leiden und sterben sollen. Dabei ist wissenschaftlich gar nicht nachvollziehbar, daß diese Tierversuche auf den Menschen übertragbar sind, wie unzählige Unfälle mit giftigen Chemikalien und Zigtausende vom Markt genommene Medikamente beweisen, die vorher im Tierversuch getestet worden waren. Die Kommission möchte so die Konsumenten in trügerischer Sicherheit wiegen. Das bedeutet EU-weit für Zig Millionen Tieren wie Mäuse, Ratten, Kaninchen, Meerschweinchen, Fische, Hunde, Katzen und Affen, unvorstellbares Leid – den sicheren qualvollen Vergiftungstod in den Testlabors. 
· Zahnlose EU-Tierversuchs-Richtlinie: Auch bei der am 9. 11. 2010 in Kraft getretenen neuen Tierversuchs-Richtlinie, die bis November 2012 in nationales Recht umgesetzt werden muß, hat sich die Kommission zugunsten der Interessen der tierverachtenden „Wissenschaft“ durchgesetzt; so bringt diese immer noch keine Wende in Richtung tierversuchsfreier Verfahren. Der „faule“ Kompromiß stellt eine drastische Verschlechterung der ohnehin schon windelweichen Bestimmungen dar. Nicht einmal Versuche an Affen – und sogar an Menschenaffen – wurden darin verboten. Und das obwohl sich 2007 – aller Pharma-Lobbyisten zum Trotz - mehr als die Hälfte der EU-Parlamentarier für einen Ausstieg aus den Affenversuchen und den Einsatz tierversuchsfreier Verfahren ausgesprochen hat! Auch kommt es darin nicht einmal zu einer Verringerung der Anzahl an Versuchstieren.
· Sinnlose Zwangsimpfungen: Im Herbst 2008 hat die damalige ÖVP-„Gesundheits“-Ministerin Andrea Kdolsky – kurz vor ihrem endgültigen Abgang – noch schnell eine von EU und Pharmaindustrie „beauftragte“ Verordnung unterschrieben: die flächendeckende Zwangsimpfung sämtlicher Wiederkäuer in Österreich gegen eine erfundene, nicht existente „Seuche“, die sog. Blauzungen-Krankheit. Kostenpunkt: 25 Millionen Euro unserer Steuergelder! Die  Behörden, allen voran die Amtstierärzte, übten monatelang einen immer stärker werdenden Druck auf Landwirte und Hobby-Tierhalter aus, bei Verweigerung wurden sie mit einer Strafe 4.360,- € und mehr bedacht sowie mit einem Verbot des Almauftriebs aller ungeimpfter Tiere! Ein in der 2. Republik einmaliger Versuch der Brüssel-abhängigen Behörden, auf Kosten von Millionen von Tieren und Tausender Bauern einen riesigen Gratis-Feldversuch für die Pharmaindustrie durchzupeitschen. Und das, obwohl sich die (offiziell geleugneten) Berichte über die gesundheitlichen Folgen für die Tiere - bis hin zu Todesfällen – immer mehr häuften. So gab es vermehrt Probleme bei trächtigen Tieren, wo es sehr oft zu Aborten, Verwerfungen oder Todgeburten kam, da der Organismus während der Trächtigkeit in einer sehr empfindlichen Phase ist.
· Das Europäische Patentübereinkommen besagt ursprünglich in seinem Artikel 53b, daß Pflanzensorten und Tierrassen nicht patentiert werden dürfen. Dies war immer noch ein Stolperstein für gentechnologische Erfindungen im Bereich der belebten Umwelt. Seit 1.9.1999 ist es auf Grund der neuen EU-Patentrichtlinie aber nun möglich, genmanipulierte Tiere und Pflanzen patentieren zu lassen! Somit ist wieder einer ungeheuren Flut von Tierversuchen, die diesen genmanipulierten Tieren vorangehen, Tür und Tor geöffnet. 
· Aber auch da, wo die EU theoretisch Druck auf Österreich ausüben könnte, um anachronistische Bräuche, wie z.B. den Waldvogelfang im Salzkammergut, zu verbieten, mißt sie mit zweierlei Maß: Während es hierbei zwar zu einer – bislang wirkungslos gebliebenen - Rüge der EU an das kleine Österreich gekommen ist, sieht sie bei unvergleichlich größeren Tiermorden, wie dem grausamen Fang und Abschuß von jährlich Millionen von Singvögeln im (großen) Italien, tatenlos zu.
Konsequente Tierschützer haben schon immer vor einem EU-Beitritt Österreichs gewarnt. Kurz nach dem Anschluß sind alle Prophezeiungen der EU-Kritiker eingetreten und sämtliche Lügen der EU-Propagandawalze aufgeflogen. Man kann beim Tierschutz - wie auch beim Umweltschutz – sehr wohl auf europäischer Ebene zusammenarbeiten, aber die EU ist nicht Europa: sie ist ein undemokratisches, zentralistisches und selbstherrliches Machtsystem der Großbanken, Großkonzerne, Generäle und nicht vom Volk gewählter Kommissare, mit dem sich die Bürger Europas immer weniger identifizieren können. Und Widerstand hat sich bereits EU-weit geformt – siehe Irland, England, Holland, Frankreich, Polen, Tschechien...
„Die EU ist nicht die Verkörperung der europäischen Idee, sondern deren Perversion.“
Raiffeisenbank Brand-Laaben, BLZ 32.414, Kto. 21.410



